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1. Anlass 
Die Änderung des Bebauungsplans „Höhfeld“ wurde am 30.05.2025 rechtskräftig.  
Im Rahmen dieser Änderung wurden die textlichen Festsetzungen überarbeitet und 
nur für ein Teilgebiet eine Änderung der Planzeichnung vorgenommen. 
 

 
Auszug aus der Planzeichnung der Änderung des Bebauungsplans „Höhfeld“ 
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 

Im Rahmen der Erschließungsplanung wurde offensichtlich, dass aufgrund der Gelän-
desituation die Umsetzung der Erschließung auf der Nordseite des Plangebietes nur 
mit erheblichen Mehraufwand und unter Inanspruchnahme angrenzender Grundstü-
cke, die sich im Privateigentum befinden, umzusetzen ist.  
 
Daher wurde geprüft, wie eine sinnvolle Erschließung von der Südseite der Baugrund-
stücke umgesetzt werden kann. Dazu wurden durch das Büro PlanerFM GbR ver-
schiedene Gestaltungsentwürfe erarbeitet. Mit Beschluss des Marktgemeinderates 
vom 25.06.2026 wurde die Variante 3c zur weiteren Umsetzung gewählt und die Än-
derung des Bebauungsplans beschlossen. 

  
Lageplan Variante 3c, PlanerFM GbR v. 13.05.2026 (Beschluss Marktgemeinderat) 
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 

Parallel zur Variantenerarbeitung erfolgte die Überprüfung durch das Ingenieurbüro 
Jung, das für die Tiefbauplanung beauftragt ist. Im Rahmen der Überplanung wurde 
die barrierefreie Umgestaltung der Bushaltestelle (Planung Ingenieurbüro Jung) in die 
Änderung des Bebauungsplans mit aufgenommen. 
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Der Änderungsbereich liegt in der Gemarkung Sulzbach a. Main. Die Flurstücke Fl. 
Nrn. 671, 671/1, 671/2, 671/3, 671/4, 671/5 und 671/6 (jeweils vollständig) sowie Fl. 
Nrn. 736, 935/1 und 935/4 (jeweils teilweise) liegen im Geltungsbereich der Änderung. 
Die Fläche des Geltungsbereichs beträgt 2.241m². 

Der Geltungsbereich wurde im Bereich der Verkehrsflächen geringfügig erweitert, um 
alle von der Anpassung der Bushaltestelle/ Busbucht betroffenen Flächen mit aufneh-
men zu können. 

 
Geltungsbereich der 2. Änderung (grau: 1. Änderung) 
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 

2. Verfahren 
Die Änderung des Bebauungsplans erfolgt in Verbindung mit § 13a BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung. Im Rahmen der Änderung des Bebauungsplans soll 
die Erschließung des Grundstücks und damit Bebaubarkeit zu Wohnzwecken neu ge-
regelt werden. Mit den aktuellen Festsetzungen für den Änderungsbereich wäre eine 
wirtschaftliche Entwicklung der Wohnbaugrundstücke nicht möglich. 

Die Größe des Plangebietes beträgt 2.241 m². Die Wohnbaufläche im Geltungsbereich 
beläuft sich auf 1.423 m². Bei der festgesetzten maximal zulässigen Grundflächenzahl 
von 0,40 entspricht dies einer zu berücksichtigenden Grundfläche von ca. 570 m². Die 
Fläche liegt deutlich unterhalb der einzuhaltenden Obergrenze von 20.000 m². 

Damit ist die Anwendung dieses Verfahrens möglich. 
 

2.1 Umweltprüfung/Umweltbericht 
Bei der Einbeziehung von Flächen, die nach § 13a BauGB entwickelt werden, sind die 
Kriterien des § 13a Abs. 1 BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung im beschleunig-
ten Verfahren) anzuwenden. 

Für das geplante Änderungsverfahren trifft dies zu. Danach wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB 
auf eine Umweltprüfung verzichtet. 
 

2.2 Eingriffs-/Ausgleichsflächenbilanzierung 
Bei Anwendung des Verfahrens nach § 13a BauGB gelten Eingriffe im Sinne des § 1a Abs. 
3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich 
ist entbehrlich. 
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3. Übergeordnete und sonstige Planungen 

3.1 digitalisierte Fassung des Flächennutzungsplans vom 18.06.2010, Änderungsfassung 
vom 26.11.2020 

 

Das Plangebiet ist als Allgemeines Wohngebiet dargestellt. Damit ist die Änderung des 
Bebauungsplans aus dem FNP herleitbar. 

3.2 Bebauungspläne 

Die Änderung des Bebauungsplans Höhfeld wurde am 30.05.2025 rechtskräftig. Für den 
Geltungsbereich der Änderung wurde im Zuge dieser Änderung auch die Planzeichnung 
geändert (siehe Abbildung unter 1. Anlass).  

Die erforderliche Änderung der Lage der Erschließung sowie der Baugrundstücke/ Baufel-
der macht die Änderung des Bebauungsplans nötig.  
Neben der Planzeichnung werden die textlichen Festsetzungen, soweit erforderlich, ange-
passt und ergänzt (siehe unter: 7. Bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzun-
gen). 

3.3 Überschwemmungsgebiete 

Der nördliche Rand des Plangebiets liegt mit einer kleinen Teilfläche im überschwem-
mungsgefährdeten Bereiches (HQ extrem, ermittelt am 15.09.2015) des Sulzbachs. vom 
festgesetzten Überschwemmungsgebiet HQ 100 des Sulzbachs/Leidersbachs (festgesetzt 
am 25.03.2024) ist das Plangebiet nicht betroffen.  

Um die zukünftigen Eigentümer der Grundstücke hierauf aufmerksam zu machen, wird ein 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, dass empfohlen wird, das Erdgeschoss um 
25 cm anzuheben, um mögliche Schäden an der Bausubstanz vermeiden zu können. 

4. Immissionsschutz 

4.1 Verkehrslärm 

4.1.1 Ausgangslage 
Ermittlung der Lärmpegel nach DIN 18005: 

Die Verkehrszählung 2024 (Quelle BAYSIS) ergab für die Spessartstraße (KR MIL 11) fol-
gende Verkehrsbelastung: 
DTV* Kfz gesamt:   6.808 
Anteil LKW:      215, der LKW-Anteil beträgt damit ca. 3%. 
Anteil PKW:   6.593. 

* DTV = durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke 

 
Überschläglich ergibt sich daraus bei einer Geschwindigkeit von 50 km/h an den schallzu-
gewandten Fassadenseiten ein Immissionspegel von 

Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan, 
Plan unmaßstäblich, 
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungs-
verwaltung 
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Abstand zur Straßenachse tags dB(A) nachts dB(A) 

Baufeld West  
(ca. 15 m zur Straßenachse) 

66,7 55,7 

Baufeld Ost  
(ca. 18,5 m zur Straßenachse) 

65,3 54,3 

(Ermittlung mit dB-Rechner der städtebaulichen Lärmfibel Online des Ministeriums für Landesent-
wicklung und Wohnen Baden-Württemberg: https://www.staedtebauliche-laermfibel.de/rech-
ner/lang_dtv.html). 

 
Schalltechnische Orientierungswerte des Beiblatts 1 zu DIN 18005-1 

Gebietsart schalltechnische Orientierungswerte 

 tags dB(A) nachts dB(A) 

WA 55 45 

Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 werden an der lärmzugewandten 
Fassadenseite wie folgt überschritten: 

Baufeld West:   tags ca. 11,7 dB(A) nachts ca. 10,7 dB (A) 
Baufeld Ost:   tags ca. 10,3 dB(A) nachts ca. 9,3 dB (A) 

 
4.1.2 Bewertung 

Das Plangebiet liegt innerhalb der bebauten Ortslage Sulzbachs. Es stellt in seiner rechtli-
chen Einordnung ein Vorhaben innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils dar. 

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben – sofern es sich an-
sonsten einfügt – nur dann unzulässig, wenn die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse nicht gewahrt werden. Dabei ist maßgeblich nicht auf den Außenwohn-
, sondern auf den Innenwohnbereich abzustellen, da innerhalb des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils mit nicht unerheblichem Verkehrslärm zu rechnen ist. 
Werden bereits vorbelastete Bereiche überplant, muss die Planung sicherstellen, dass 
keine städtebaulichen Missstände auftreten. Dafür gibt es in der Rechtsprechung bislang 
keine eindeutigen Grenz- oder Richtwerte. Die Frage eines städtebaulichen Missstandes 
bzw. der absoluten Unzumutbarkeit stellt sich aber erst bei Außenpegeln in Bereichen von 
(deutlich) mehr als 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in der Nacht. 

Für dieses Vorhaben ist somit nachzuweisen, dass die Innenpegel eingehalten werden kön-
nen und keine städtebaulichen Missstände vorliegen. 
 

4.1.3 Nachweis für die Gebäude 
Die Lärmpegel liegen an der lärmzugewandten Fassadenseiten tagsüber zwischen 66,7 
dB(A) bzw. 65,3 dB(A) und nachts zwischen 55,7 dB(A) bzw. 54,3 dB(A). 
Eine Abweichung von über 5 dB(A) gilt als deutliche Überschreitung des Orientierungswer-
tes, die Maßnahmen zur Minderung erfordert. 
Die straßenseitigen Fassaden des Baufeldes West liegen damit im Lärmpegelbereich IV 
(>65-70 dB(A)), die des Baufelds Ost im Lärmpegelbereich III (>60-65 dB(A)). 

Die Lärmpegelbereiche bilden bei der Errichtung und der Änderung von Gebäuden im Plan-
gebiet mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen die Grundlage für den objektbezogenen 
Schallschutznachweis nach DIN 4109 gegen Außenlärm, d. h. für die Bemessung der er-
forderlichen Schalldämmung von z. B. Fenstern. 
Gemäß Tab. 10 der DIN 4109 gilt für Gebäude mit Raumhöhe von etwa 2,5 m und Raum-
tiefe von etwa 4,5 m oder mehr sowie bei Fensterflächenanteilen bis ca. 60 % überschlägig 
und vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises:  
Bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen entspricht die Fenster-Schallschutzklasse nach VDI 
2719 dem Wert des Lärmpegelbereiches minus 1 (z. B. Lärmpegelbereich III → Fenster-
Schallschutzklasse 2). 
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Vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises gegen Außenlärm erfüllen 
i.d.R. bis zum Lärmpegelbereich III Außenbauteile von Wohnungen, die den Anforderungen 
des Gebäude-Energie-Gesetzes (GEG) genügen, auch die Anforderungen an die Schall-
dämmung. Fenster besitzen hierbei gemäß VDI 2719 mindestens die Schallschutzklasse 
2. 

Aus Gründen der Hygiene und zur Begrenzung der Raumluftfeuchte müssen Wohn- und 
Schlafräume ausreichend mit Frischluft versorgt werden. Dies geschieht in der Regel durch 
zeitweises Öffnen oder Kippen der Fenster. Ab einem Außenlärmpegel von nachts ≥ 45 
dB(A) ist jedoch gemäß Beiblatt 1 der DIN 18005 in Schlafräumen und Kinderzimmern bei 
geschlossenen Fenstern eine ausreichende Frischluftzufuhr mit zusätzlichen, schalldäm-
menden Lüftungseinrichtungen sicherzustellen. 

Wegen der Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte für den Tages- und 
Nachtzeitraum im betroffenen Gebiet wird empfohlen, Ruheräume (z. B. Schlaf- und Kin-
derzimmer) zur schallabgewandten Gebäudeseite zu orientieren, da sich bereits dadurch 
eine Minderung des Schallpegels um mindestens 5,0 dB(A) einstellt. 
Sollte die Grundrissorientierung nicht möglich oder erwünscht sein, sind die Ruheräume in 
diesen Bereichen mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen auszustatten. 
Auf dezentrale schalldämmende Lüftungsgeräte kann verzichtet werden, wenn die Ge-
bäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet sind und hierdurch ein aus-reichen-
der und schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 
 

4.1.4 Festsetzungen im Bebauungsplan 
Zum Schutz vor Verkehrslärm sind die Ruheräume (z. B. Schlaf und Kinderzimmer) auf die 
der Straße abgewandte Gebäudeseite zu orientieren. Alternativ zur Grundrissorientierung 
der Ruheräume können diese auch mit ausreichend dimensionierten schallgedämmten 
Dauerlüftungsanlagen, die den Anforderungen an die Luftschalldämmung der jeweiligen 
Fenster entsprechen, ausgestattet werden. 

5. Verkehrliche Erschließung 
Zur Erschließung der neuen Bauflächen wird parallel zur Spessartstraße eine Erschlie-
ßungsstraße angelegt, da durch die angrenzende Bushaltestelle keine direkte Erschließung 
von der Spessartstraße erfolgen kann. Die Lage der Erschließungsstraße bzw. die Einmün-
dung in den Schafbrückenweg wurde vorab mit dem Staatlichen Bauamt abgestimmt. 
Die Erschließungsstraße dient 4 Baugrundstücken mit 4 bis max. 5 Wohneinheiten. 

An der Spessartstraße ist die barrierefreie Umgestaltung der Bushaltestelle geplant. Die 
betroffenen Flächen werden entsprechend der Planung des Ingenieurbüros Jung im Be-
bauungsplan festgesetzt. 

6. Ver- und Entsorgung 

6.1 Schmutz- und Niederschlagswasser 
6.1.1 Schmutzwasser 

Die Ableitung des Schmutzwassers ist sichergestellt. Bereits im Urplan von 1964 war das 
Plangebiet als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Eine zusätzliche, d.h. noch nicht prog-
nostizierte Belastung durch die Bebauung der Flächen entsteht daher nicht. 
Die Kanalkapazität für die Schmutzwasserableitung ist ausreichend.  
 

6.1.2 Niederschlagswasser 
Gemäß § 55 (2) WHG (Wasserhaushaltsgesetz) soll Niederschlagswasser ortsnah versi-
ckert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sons-
tige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  

  
Das Plangebiet ist in der aktuellen Schmutzfrachtberechnung nur zur Hälfte enthalten. Eine 
Ableitung des Regenwassers ist also höchstens teilweise möglich. 
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Laut Bodengutachten (GGC Projekt 25-P-0628 vom 09.02.2026) besteht unter dem 
Oberboden eine Schicht aus Schwemmsedimenten mit einer geringen Durchlässigkeit, da-
runter liegen Terrassensedimente mit sandig-kiesiger Beschaffenheit.  
Das Grund- und Schichtenwasser wurde im Plangebiet (nördlicher Teil) schon ca. 2,0 m 
unter Geländeoberkante angetroffen. Eine Versickerung von gesammeltem Regenwasser 
ist daher voraussichtlich nicht möglich. 
 
Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass Stellplätze, Zufahrten und Wege entweder versi-
ckerungsfähig auszubauen oder so zu befestigen sind, dass eine Versickerung gewährleis-
tet ist, sofern keine Belange des Grundwasserschutzes dagegen sprechen. Die geringen 
Wassermengen können über die belebte Bodenzone versickert werden. 
Ebenso soll das Regenwasser von der geplanten Erschließungsstraße in die angrenzende 
öffentliche Grünfläche abgeleitet werden und dort versickern. 
 
Niederschlagswasser von Dachflächen 
Es wird festgesetzt, dass das auf Dachflächen anfallende Niederschlagswasser in einer 
Zisterne zu sammeln ist. Das Fassungsvermögen der Zisternen sollte mindestens 5,0 m³ 
betragen. Das Wasser kann zur Gartenbewässerung oder als Brauchwasser (dann ist al-
lerdings ein größeres Zisternenvolumen zu empfehlen) genutzt werden.  
Der Überlauf aus den Zisternen sollte, sofern eine Versickerung möglich ist, auf dem Grund-
stück versickert werden.  
 
Die Rückhaltung und Verwendung des Regenwassers auf dem Grundstück dient der Ent-
lastung des Kanals sowie der Einsparung der lebensnotwendigen Ressource Trinkwasser, 
die in einigen Kommunen bereits jetzt in den heißen Sommermonaten knapp wird. 
Gleichzeitig ist durch die gesplittete Abwassergebühr eine Einsparung für die Grundstück-
seigentümer möglich. 
Zusätzlich wird die Begrünung aller Dachflächen mit geeigneter Neigung festgesetzt. 
Dadurch wird der Abfluss von Regenwasser von den Dachflächen reduziert. 
Die zulässigen Dachformen sind das Satteldach mit einer Neigung von 35° bis 45° sowie 
das Flachdach. Beim Doppelhaus wird die Dachform durch den Erstbauenden bestimmt. 
 
Die Ableitung des Niederschlagswassers ist sichergestellt. 

6.2 Trink- und Löschwasser 
Die Trink- und Löschwasserversorgung wird durch die Planänderung nicht berührt. 

7. Bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die Fest-
setzung bleibt unverändert.  
Bei den zulässigen Nutzungen werden nicht störende Handwerksbetriebe gestrichen, da 
auf den vier Baugrundstücken die Wohnnutzung im Vordergrund steht. Die Benennung der 
nicht zulässigen Nutzungen bleibt unverändert. 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

7.2.1 Höhe baulicher Anlagen 
Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Wandhöhe von 7,50m wird beibehalten. 
Als Bezugspunkt ist die Oberkante Gehweg/Straße an der Straßenbegrenzungslinie vor der 
Mittelachse des Gebäudes anzusetzen. 

Für Grundstück 4 ist hierbei die Straßenbegrenzungslinie (in Ost-West-Richtung) bis zur 
Mittelachse des geplanten Gebäudes zu verlängern. Es gilt die Mittelachse des geplanten 
Gebäudes vor der Südseite. 
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Für den Bereich, in dem nur Terrassen zugelassen sind, ist eine Überdachung bis zu einer 
maximalen Höhe von 3,0 m über Fußbodenoberkante der Terrasse zulässig. 

7.2.2 Grundflächenzahl 
Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Die Festsetzung wird 
beibehalten.  

7.3 Bauweise 

7.3.1 Bauweise 
Die offene Bauweise wird beibehalten. 
Auf den Grundstücken 1 und 2 (siehe Gestattungsplan) ist die Errichtung eines Dop-
pelhauses vorgesehen, daher wird hier eine zwingende Grenzbebauung festgesetzt.  

7.3.2 Überbaubare Fläche 
Es wird festgesetzt, dass Nebenanlagen wie Geräteschuppen, Mülleinhausungen, Anlagen 
für die Wärmeerzeugung sowie Stellplätze, Zufahrten und Wege auch außerhalb der Bau-
grenzen zulässig sind, um den Grundstückseigentümern eine gewisse Gestaltungsfreiheit 
im Rahmen der festgesetzten GRZ zu ermöglichen.  
 
Die Regelung zum Stauraum wird beibehalten. 
 

7.4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
Aufgrund der geringen Grundstücksgröße der Grundstücke 1, 2 und 3 wird zu besseren 
Ausnutzbarkeit der Grundstücksfläche zugelassen, dass die Anordnung eines Stellplatzes 
im Bereich des Stauraums vor Garagen oder Carports abweichend von der Stellplatzsat-
zung zulässig ist.  
Damit wäre ein Stellplatz als gefangener Stellplatz möglich.  
Falls dies von den Grundstückseigentümern nicht gewünscht ist, besteht auf den Grund-
stücken räumlich auch die Möglichkeit zur Anordnung zweier unabhängiger Stellplätze. 

 
7.5. Anzahl der WE in Wohngebäuden 

Die Anzahl der Wohneinheiten wird wie folgt geregelt: für die Grundstücke 1 bis 3 (mit einer 
Grundstücksfläche von ca. 263 m² bis ca. 342 m²) ist die Errichtung einer Wohneinheit zu-
lässig, für das Grundstück 4 mit ca. 483m² ist die Errichtung von max. zwei WE zulässig. 
Für eine nachbarverträgliche Entwicklung und Sicherstellung, dass die Stellplätze auf den 
Grundstücken untergebracht werden können, wird diese Festsetzung für erforderlich gehal-
ten. 

7.6 Verkehrsflächen 
Im Bereich der Einfahrt aus dem Schafbrückenweg in die Spessartstraße wird die freizu-
haltende Sichtfläche festgesetzt, um ein sicheres Einbiegen in die Spessartstraße (Kreis-
straße MIL 11) zu gewährleisten. 

7.7 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

7.7.1 Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen werden folgende Regelungen aufgenommen: 

Es wird auf § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG hingewiesen, wonach nur außerhalb der 
Vogelbrut- und -nistzeit, also nur innerhalb der Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar, Ge-
hölzrückschnitte und Gehölzbeseitigungen zulässig sind. 

Festgesetzt wird: Sofern Gehölzrückschnitte oder -beseitigungen aus zwingenden Gründen 
außerhalb des Zeitraums vom 1. Oktober bis 28. Februar durchgeführt werden müssen, 
müssen die potenziell zu rodenden Gehölze unmittelbar vor der Fällung durch eine fachlich 
qualifizierte Person auf das Vorhandensein von Nestern überprüft werden. Sofern ein Brut-
geschäft bereits begonnen wurde (was auch den beginnenden Nestbau miteinschließt), 
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sind die Brut und das Ausfliegen der Jungvögel abzuwarten, um danach unmittelbar die 
Fällung durchzuführen. 

Bei der Baufeldfreimachung ist zu berücksichtigen:  
Vor Abbruch oder Umbau von Gebäuden sind diese durch eine fachkundige Person auf ein 
Vorkommen von europarechtlich geschützten Vogelarten, Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie und deren gesetzlich geschützten Lebensstätten hin zu kontrollieren (u.a. Vögel 
und Fledermäuse sowie ihre Lebensstätten). Bei bestätigtem Vorkommen ist vor Maßnah-
menbeginn die untere Naturschutzbehörde Miltenberg zu kontaktieren und das weitere Vor-
gehen abzustimmen. 

Baufelder sind zwei Wochen vor Baubeginn auf eine Höhe von 10 cm zu mulchen, um die 
Verwirklichung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG zu vermeiden. 

7.7.2 Regelungen zum Niederschlagswasser 
 Siehe Nr. 6.1.2 dieser Begründung. 
 
7.7.3 Anpflanzen von Bäumen und Gestaltung nicht überbaubarer Grundstücksflächen 

Zur Sicherstellung der Begrünung der Freiflächen wird festgesetzt, dass die Freiflächen zu 
bepflanzen sind und ein Laub- oder Obstbaum je Grundstück gepflanzt werden muss. Zu-
dem werden Schottergärten mit darunterliegenden wasserdichten Folien verboten.  
Durch Begrünung der Grundstücke wird die Aufheizung der Flächen reduziert, die Versi-
ckerung des Niederschlagswassers dient der Neubildung des Grundwassers und der Küh-
lung durch Verdunstung, Lebensräume für Insekten und Kleintiere werden geschaffen. 
Die Pflanzenvorschlagsliste mit geeigneten Bäumen und Sträuchern ist unter Hinweise zu 
finden. 

7.7.4 Dachbegrünung  
Haupt- und Nebengebäude mit Dächern bis zu einer Neigung von 10° sind mit einer exten-
siven Begrünung auszustatten. Dadurch wird der Regenwasserablauf in die Kanalisation 
reduziert, die Verdunstung von den Flächen sowie die geringer Aufheizung führt zu einer 
Verbesserung des Kleinklimas und des sommerlichen Wärmeschutzes der Wohngebäude. 
Gleichzeitig führt die Dachbegrünung zu einer Erhöhung der Lebensdauer der Dachhaut 
durch Schutz vor UV-Strahlung. 

7.8 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
Aufgrund der hohen Verkehrsbelastung auf der Spessartstraße werden Festsetzungen ge-
troffen, die ein gesundes Wohnen sicherstellen sollen (siehe Nr. 4.Immissionsschutz dieser 
Begründung).  

7.9 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

7.9.1 Dachgestaltung 
Im Gebiet der Änderung des Bebauungsplans werden nur Satteldächer mit einer Dachnei-
gung von 35° bis 45° und Flachdächer zugelassen.  
Für Doppelhäuser wird festgesetzt, dass diese in ihrer Dachform und Dachneigung gleich 
auszuführen sind, um bauliche Anschlussprobleme an der gemeinsamen Grundstücks-
grenze vermeiden zu können. Als gleich gilt noch, wenn die Wandhöhe um 0,50 m vonei-
nander abweicht. Diese Abweichung ist ggf. erforderlich bei geneigtem Geländeverlauf. 
 
Die Festsetzungen zu den Dachaufbauten werden für den Änderungsbereich angepasst. 
Es wird aus gestalterischen Gründen festgesetzt, dass nur eine Dachgaubenform je Ge-
bäude zulässig ist. 

7.9.2 Abstandsflächen 
Aufgrund der nach hinten abfallenden Grundstücke wird eine Regelung für Garagen getrof-
fen, die eine rückwärtige Überschreitung der Wandhöhe von 3,0 m zulässt. 
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7.9.3 Einfriedungen 
Die Festsetzung zu den Einfriedungen wird aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan über-
nommen. 

7.10 Hinweise 

7.10.1 Hinweise im Bebauungsplan sind unverbindlich. 
Allerdings sind Vorgaben aus den in den Hinweisen aufgeführten Satzungen, Gesetzen und 
Verordnungen, wie z.B. BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz), BayDSchG (Bay. Denk-
mal-schutzgesetz) etc. oder Verordnungen z.B. BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung) zwingend zu beachten. Diese gelten sowieso, d.h. auch ohne Bebau-
ungsplan. 

Folgende nachrichtlichen Übernahmen/ Hinweise werden aufgenommen: 
- zum Umgang mit Funden bei Erdarbeiten (Bodendenkmalschutz),  
- zum Umgang mit kontaminiertem Boden  
- zu Bodenschutz und Abfallrecht 
- zur Überschwemmungsgefährdung (HQ extrem des Sulzbachs) 
- zu Solaranlagen  
- zum Artenschutz 
- zur Erfordernis eines Freiflächengestaltungsplans  
- zum Umgang mit Regenwasser 
- Pflanzenvorschlagslisten 

 
7.10.2 Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Festsetzungen der 2. Änderung des Bebau-

ungsplans „Höhfeld“ die Festsetzungen des Bebauungsplans „Höhfeld“ sowie seiner Ände-
rungen innerhalb des Geltungsbereichs der Änderung vollständig ersetzen. 

8. Flächenbilanz  

Allgemeines Wohngebiet   1.423 m² 
öffentliche Grünflächen        86 m² 
öffentliche Verkehrsflächen      732 m² 
 davon Straßenverkehrsflächen    517 m² 
 davon Gehwege      215 m² 

 Geltungsbereich    2.241 m² 
 
 
 
 
 
 
Aschaffenburg, den __.__.2026 Sulzbach a. Main, den __.__.2026 
 
Entwurfsverfasser Auftraggeber 
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